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VorwortVorwort

«Möge 1923 besser werden, als dies nach jeder Richtung schlimmste 1922. 
Amen!» Mit diesen Worten beendete Hedwig Pringsheim, die Schwieger-
mutter Thomas Manns, ihren Tagebucheintrag am Silvesterabend 1922.1 Sie 
dürfte kaum geahnt haben, wie schlimm es tatsächlich kommen würde. 1923 
wurde zur größten Bewährungsprobe der noch jungen Weimarer Republik. 
«Kein Volk der Welt hat erlebt, was dem deutschen ‹1923›-Erlebnis ent-
spricht», erinnerte sich der Journalist Sebastian Haffner 1939 im englischen 
Exil.2 Und der Schriftsteller Stefan Zweig schrieb in seiner ebenfalls im Exil 
verfassten Auto biographie «Die Welt von gestern», er glaube, Geschichte 
gründlich zu kennen, doch seines Wissens habe sie «nie eine ähnliche Toll-
hauszeit in solchen riesigen Proportionen produziert».3

Von dieser «Tollhauszeit» handelt dieses Buch. Es war ein Jahr, in dem 
die Geldentwertung schwindelerregende Ausmaße annahm, in dem faktisch 
ein Ausnahmezustand in Permanenz herrschte, das politische System dem 
Kollaps nahe war, rechte und linke Extremisten zum Sturm auf die Republik 
ansetzten und separatistische Bewegungen den Bestand des Reiches bedroh-
ten. Hinzu kam massiver Druck von außen. Der Einmarsch französischer 
und belgischer Truppen ins Ruhrgebiet im Januar und die sich daran an-
schließenden Auseinandersetzungen wirkten in hohem Maße krisenver-
schärfend. Im Herbst 1923 stand das Land buchstäblich am Abgrund. Schon 
Zeitgenossen erschien es fast wie ein Wunder, dass die erste deutsche Demo-
kratie diese existenzielle Gefährdung überlebte.

«The Great Disorder» – «Die große Unordnung» – hat der amerika-
nische Historiker Gerald D. Feldman seine voluminöse Darstellung des 
 Inflationsjahrzehnts 1914 bis 1924 genannt.4 Krieg, militärische Niederlage 
und Revolution hatten das scheinbar unerschütterliche monarchische Sys-
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tem des Kaiserreichs hinweggefegt. Die neue, 1918 /19 errichtete demokra-
tische Ordnung kam aus dem nach-revolutionären Krisenmodus nicht her-
aus. Auch nach dem Abschluss des Friedensvertrages von Versailles und der 
Verabschiedung der Weimarer Reichsverfassung blieb die Lage prekär. Die 
alten wilhelminischen Eliten aus Großindustrie, Großlandwirtschaft, Mili-
tär und Bürokratie verharrten in Fundamentalopposition gegen das «System 
von Weimar». Umsturzversuche von rechts und links erschütterten das 
Land. Politische Morde, verübt von rechten Terroristen an Re präsentanten 
der Republik, waren an der Tagesordnung. «Die Sicherheit für politisch 
Missliebige ist gegenwärtig in Deutschland geringer als in den verrufensten 
südamerikanischen Republiken oder im Rom der Borgia», konstatierte der 
Diplomat und Kunstmäzen Harry Graf Kessler im Mai 1920.5

Ihren bizarren Höhepunkt erreichte die krisenhafte Entwicklung mit 
der Hyperinflation 1923. Ganz Deutschland schien wie von einem Fieber-
wahn erfasst. «Die Zeit ist allzusehr aus den Fugen», klagte der in Dresden 
lehrende Romanist jüdischer Herkunft Victor Klemperer Ende Mai 1923, 
und Anfang September notierte er: «Jeder fühlt etwas Bedrohlichstes in 
nächster Nähe, niemand weiß, was wird.»6 Dass alles wankte, es keine 
 Sicherheiten mehr gab und auf nichts mehr Verlass war  – das war das 
Grundgefühl dieser  Monate. Nicht nur verlor das Geld seinen Wert als 
Tauschmittel; im Wirbel der Inflation lösten sich auch die überkommenen 
Wertvorstellungen und Normen auf. Von einer «doppelten Entwertung» hat 
der Schriftsteller Elias Canetti zu Recht gesprochen.7 Damit verbunden 
war ein fundamentaler Verlust des Vertrauens in die Funktionsfähigkeit 
der staatlichen Institu tionen. Eine «Art Alltagsanarchismus», ein Kampf 
aller gegen alle war die Folge.8

Der Sturz ins Bodenlose, den Deutschland im Herbst 1923 erlebte, ent-
zog sich jeder rationalen Erklärung. Er machte buchstäblich fassungslos. 
«Oft erscheint mir alles, was ich damals sah und erlebte, wie ein phantas-
tischer Traum», erinnerte sich der Maler George Grosz, und er fügte hinzu: 
«Aber komisch: je höher die Preise stiegen, umso höher stieg die Lebenslust. 
Heißa, war das Leben schön!»9 Das war die paradoxe Kehrseite jenes Elends, 
in das breite Bevölkerungsschichten durch den schlagartigen Verlust ihrer 
Ersparnisse gestürzt wurden. Eine unbändige Lust nach Zerstreuung, nach 
Räuschen aller Art griff um sich. Die Vergnügungsindustrie boomte wie 
nie zuvor. «Der Amüsierrummel erreichte Ausmaße, denen gegenüber die 
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 panisch enthemmten Gelage in den Pestjahren des Mittel alters wie schlichte 
Veranstaltungen gesitteter Gesangsvereine anmuteten», hat der DDR-His-
toriker Wolfgang Ruge pointiert geurteilt.10

Wer sich als Historiker mit dem Irrwitz dieser Zeit beschäftigt, sieht sich 
mit einem geradezu atemlosen Ablauf des Geschehens konfrontiert. Die 
sich überstürzenden Ereignisse und Entwicklungen folgten nicht  einem 
zeitlichen Nacheinander, sondern liefen zum Teil parallel ab, überlagerten 
und verstärkten sich. Das hat Konsequenzen für die Darstellung. Die Ge-
schichte des extremen Jahres 1923 sperrt sich gegen eine rein chronologische 
Erzählung. Aus Gründen der Übersichtlichkeit habe ich daher versucht, das 
verwickelte Knäuel der Krisenphänomene zu entwirren und die Fäden unter 
thematischen Gesichtspunkten neu zu ordnen. Daraus ergibt sich eine die 
Chronologie immer wieder durchbrechende Kapitelfolge.

Das erste Kapitel behandelt die Besetzung des Ruhrgebiets durch Fran-
zosen und Belgier im Januar, mit der das Krisenjahr eröffnet wurde. Es 
schildert die ruinösen Folgen des von der deutschen Regierung proklamier-
ten passiven Widerstands, die letztlich zum Sturz des Reichskanzlers Wil-
helm Cuno im August führten.

Das zweite Kapitel geht den Ursachen von Inflation und Hyperinflation 
nach und ermittelt, wer davon profitierte und wer dabei auf der Strecke 
blieb. Im Mittelpunkt steht die Frage, wie die deutsche Gesellschaft die ra-
sante Entwertung der Mark erlebte und wie sich dadurch der Alltag der 
Menschen veränderte.

Das dritte Kapitel beschäftigt sich mit der Bildung der Regierung der 
Großen Koalition unter Reichskanzler Gustav Stresemann und deren Ver-
suchen, Wege aus der Krise zu finden. Dazu gehörten sowohl der Abbruch 
des passiven Widerstands im September als auch die Einleitung einer Wäh-
rungsreform durch Gründung der «Rentenbank» Mitte Oktober.

Das vierte Kapitel berichtet von den Plänen der Moskauer Zentrale der 
Bolschewiki, das Chaos der Hyperinflation auszunutzen, um in Deutsch-
land eine revolutionäre Situation herbeizuführen. Die Initialzündung sollte 
der Eintritt der KPD in die SPD-geführten Regierungen in Sachsen und 
Thüringen sein. Der «deutsche Oktober» fand nicht statt – ein Aufstand in 
Hamburg wurde rasch niedergeschlagen –, doch die Folgen der gescheiter-
ten Aktion waren gravierend. Denn das scharfe Vorgehen der Reichswehr 
gegen Sachsen und Thüringen, das in deutlichem Kontrast stand zur Nach-
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sicht gegenüber dem abtrünnigen Bayern, führte zum Ausscheiden der SPD 
aus der Regierung und damit zum Ende der Großen Koalition.

Das fünfte Kapitel lenkt den Blick auf die andere Seite des politischen 
Spektrums: auf die von der radikalen Rechten im Herbst 1923 verfolgten 
Pläne zur Etablierung einer «nationalen Diktatur», in deren Mittelpunkt der 
Chef der Reichswehr, General Hans von Seeckt, stand. In diesem Kontext 
wird auch noch einmal ausführlich auf Vorgeschichte, Verlauf und Wirkun-
gen von Hitlers Putsch in München am 8. / 9. November eingegangen. Er 
war, so zeigt sich, kein isoliertes Unternehmen, sondern ordnet sich ein in 
die Bestrebungen von maßgeblichen Kreisen in Industrie, Reichswehr und 
auf der politischen Rechten, das parlamentarische System von Weimar zu 
Fall zu bringen und eine autoritäre Ordnung zu errichten.

Im sechsten Kapitel geht es um die von Frankreich unterstützten separa-
tistischen Strömungen im Rheinland und in der Pfalz, die im Herbst 1923 in 
der Proklamation autonomer Republiken kulminierten. Auch wenn diesen 
nur eine kurze Lebensdauer beschieden war, galten sie doch als Symptom 
für die Auflösung staatlicher Autorität im Westen des Reiches.

Das siebte Kapitel steht im Zeichen der Stabilisierung, die mit dem 
«Wunder» der am 15. November eingeführten «Rentenmark» ihren signifi-
kantesten Ausdruck fand. Unter Stresemanns Nachfolger, dem Zentrums-
politiker Wilhelm Marx, wurden die eingeleiteten Schritte zur Sanierung 
der Finanzen entschlossen fortgesetzt. Eine Tour d’horizon über Kommen-
tare zum Jahresende macht deutlich, dass auch im Bewusstsein der Zeit-
genossen das Gröbste überstanden war.

Das achte Kapitel fällt in gewisser Weise aus dem Rahmen des bislang 
skizzierten Krisentableaus. Denn im Unterschied zu den Zerfallserscheinun-
gen in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik zeichnete sich die Kultur von 
Weimar auch schon in den frühen zwanziger Jahren durch eine bemerkens-
werte Blüte aus. Anhand von Beispielen aus Film, Theater, Literatur, bilden-
der Kunst und Architektur wird gezeigt, zu welchen Leistungen avantgardis-
tische Künstler und Kulturschaffende gerade in den schweren Zeiten der 
Inflation imstande waren, aber auch, mit welchen Widerständen aus kultur-
konservativen Kreisen sie zu kämpfen hatten.

Das neunte und letzte Kapitel unternimmt einen Ausblick auf das Jahr 
1924, das mit der Annahme des Dawes-Plans Ende August eine vorläufige 
einvernehmliche Regelung der Reparationsfrage brachte. Der Weg zur Ent-
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spannung auch in der Außenpolitik war damit frei, die Nachkriegszeit defi-
nitiv beendet. Vor allem ist hier von Interesse, inwieweit die innen- und 
außenpolitische Konsolidierung der Republik nachhaltig war  – oder ob 
sich hinter der Fassade einer scheinbar gefestigten parlamentarischen 
 Demokratie neues Unheil ankündigte.

In den Forschungen zur Geschichte der Weimarer Republik stand – an-
gefangen von der bahnbrechenden Studie von Karl Dietrich Bracher (1955) 
bis hin zu den großen Gesamtdarstellungen von Hans Mommsen (1989) und 
Heinrich August Winkler (1993)  – die Frage im Vordergrund, warum die 
erste deutsche Demokratie bereits nach vierzehn Jahren unterging, um der 
verbrecherischen Diktatur des Nationalsozialismus Platz zu machen.11 Seit 
Ende der 1990er Jahre sind demgegenüber verstärkt Tendenzen zu beobach-
ten, die Republik nicht von ihrem Ende, unter der Perspektive ihres Schei-
terns, darzustellen und zu deuten. Statt die Epoche zwischen 1918 und 1933 
auf die Rolle eines bloßen Vorspiels des «Dritten Reiches» zu reduzieren, 
sollte sie, so lautet die Forderung, in ihrem «Eigenrecht» betrachtet werden, 
und das heißt, dass neben den belastenden Faktoren verstärkt auch nach den 
zukunftsfähigen Elementen zu fragen sei.12 Gerade unter dieser Perspektive 
stellt sich 1923 als ein Schlüsseljahr dar. Denn an ihm lassen sich sowohl das 
Ausmaß der Gefährdungen als auch die Chancen einer Stabilisierung able-
sen. Dass sich die Weimarer Republik auch unter den extremen Belastungen 
dieses Jahres behauptete, ist in jedem Fall ein starkes Argument gegen die 
Annahme, sie sei von Anfang an zum Scheitern verurteilt gewesen.13

Die Exzesse der Inflationsperiode haben sich tief ins kollektive Gedächt-
nis der Nation eingebrannt. Die kalte Enteignung weiter Schichten der Be-
völkerung  – laut dem Urteil des linkssozialistischen Historikers  Arthur 
Rosenberg «eine der größten Räubereien der Weltgeschichte»14 – sorgte für 
eine ungeheure Verbitterung. Für viele Deutsche war die plötz liche Ent-
wertung ihrer Vermögen und Ersparnisse eine traumatische Erfahrung, von 
der sie sich niemals ganz erholen sollten. Die Angst vor einer neuen Infla-
tion wurde an die nachfolgenden Generationen weitergegeben. Sie ist in 
Deutschland bis heute viel virulenter als in anderen europäischen Ländern.15 
So erklärt sich auch, dass, als im Zuge der Corona-Pandemie die Preise stark 
anstiegen, sofort das Schreckgespenst der Hyperinflation von 1923 beschwo-
ren wurde. Man tut allerdings gut daran, die Unterschiede zwischen den 
heutigen wirtschaftlichen und politischen Verhältnissen und der damaligen 
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singulären Konstellation nicht aus den Augen zu verlieren. Die vorliegende 
Darstellung soll auch dafür den Blick schärfen.

Dieses Buch musste unter den erschwerenden Bedingungen der Corona-
Pandemie geschrieben werden. Meine ursprüngliche Absicht, umfangreiche 
Archivrecherchen vorzunehmen, wurde dadurch vereitelt. Allerdings konnte 
ich besonders für Kapitel 5 auf Archivalien zurückgreifen, die ich im Zusam-
menhang mit meiner Hitler-Biographie gesammelt hatte. Wichtig war es mir 
wiederum, die Zeitgenossen in Tagebüchern, Briefen und Erinnerungen aus-
führlich zu Worte kommen zu lassen. Darin spiegeln sich, so eindrücklich wie 
in keiner anderen Quelle, die alltäglichen Erlebnisse und Erfahrungen der 
Menschen in jenem Hexenkessel der großen Inflation vor hundert Jahren.
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I. Ruhrbesetzung und RuhrkampfDie Vorgeschichte: der Streit um die Reparationen

Kurz nach der Besetzung des Ruhrgebiets am 11. Januar fährt ein französischer 
 Panzerwagen durch die Straßen von Essen.
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Das Jahr 1923 begann mit einem Paukenschlag: Am 11. Januar marschierten 
französische und belgische Truppen ins Ruhrgebiet ein. Zur Begründung 
wurde angeführt, dass Deutschland bei den vereinbarten Sachlieferungen 
zum Wiederaufbau der im Ersten Weltkrieg zerstörten Gebiete in Frank-
reich und Belgien in Rückstand geraten war. Ganz überraschend kam die 
spektakuläre Aktion nicht. Bereits in den Jahren zuvor hatten die Sieger-
mächte immer wieder mit Sanktionen gedroht für den Fall, dass die deut-
sche Regierung ihren Reparationsverpflichtungen nicht nachkommen 
würde.1 Dabei war auch von einer Besetzung über die linksrheinischen Ge-
biete hinaus die Rede gewesen, die nach den Bestimmungen des Versailler 
Vertrages für fünfzehn Jahre entmilitarisiert bleiben sollten. Nachdem am 
4. Januar eine Reparationskonferenz in Paris ergebnislos auseinandergegan-
gen war, hatte sich die Situation rasch zugespitzt. «Die politische Lage ist 
jetzt wieder so, dass sie sogar stumpfe Nerven bedrückt: Franzosen-Ein-
marsch nach gescheiterter Reparations-Conferenz bevor stehend», notierte 
Victor Klemperer am 5. Januar in sein Tagebuch.2

Seit Kriegsende hatte der Streit um die Reparationen die ohnehin schwieri-
gen Beziehungen zwischen dem besiegten Reich und den Alliierten dauer-
haft belastet. Bereits im Waffenstillstandsabkommen vom 11. November 
1918 hatte Deutschland sich zur Abgabe von 5000 Lokomotiven, 150 000 
Eisenbahnwagen und 5000 Lastkraftwagen verpflichten müssen. Im Versail-
ler Vertrag, den die deutsche Delegation am 28. Juni 1919 im Spiegelsaal von 
Versailles hatte unterzeichnen müssen, wurde der Anspruch auf Wiedergut-
machung begründet mit dem Artikel 231, der die alleinige Verantwortung 
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des Kaiserreichs und seiner Verbündeten für den Kriegs ausbruch festgestellt 
und sie für alle daraus resultierenden Verluste und Schäden haftbar gemacht 
hatte. Allerdings wurde die Höhe der Summe, die Deutschland aufbringen 
musste, noch offengehalten. Artikel 233 bestimmte die Einsetzung einer 
Kommission, die bis zum 1. Mai 1921 den Gesamtbetrag der Reparationen 
festlegen sollte. Bis dahin sollten 20 Milliarden Goldmark an Devisen und 
Sachwerten gezahlt werden.3

Die ungelöste Reparationsfrage blieb das beherrschende außenpolitische 
Problem der Nachkriegsära. Kompliziert wurde es dadurch, dass sich Frank-
reich, Belgien und auch England während des Krieges bei den Vereinigten 
Staaten von Amerika hoch verschuldet hatten. Solange die USA auf die voll-
ständige Rückzahlung ihrer Kredite bestanden, musste ihren europäischen 
Partnern daran gelegen sein, von den Deutschen möglichst umfangreiche 
Reparationen zu bekommen.4 Für die französische und bel gische Regie-
rung stellte sich diese Notwendigkeit umso dringlicher, als weite Gebiete 
von den deutschen Truppen bei ihren Rückzügen mutwillig zerstört worden 
waren – eine Tatsache, die ohne Wenn und Aber anzuerkennen sich alle 
deutschen Regierungen und weite Teile der deutschen Öffentlichkeit nach 
dem Krieg beharrlich weigerten. Als Harry Graf Kessler im August 1922 
durch Nordfrankreich reiste, war er erschüttert über das Bild, das sich ihm 
vier Jahre nach Kriegsende immer noch bot: «Große unkultivierte Flächen, 
die von blühendem Unkraut überwachsen sind, und auch zwischen bestell-
ten Feldern auffallend viele unbestellte. Zerschossene Häuser, eingestürzte 
Dächer, kleine Barackendörfer, neue Landhäuschen von trostloser Scheuß-
lichkeit. St. Quentin ist nicht vollkommen zerstört, wie man gesagt hat, 
aber die Bahnhofstraße und viele Häuser sind noch immer, nach vier Jah-
ren, Trümmerhaufen, und die Kathedrale thront fensterlos, unter einem 
Wellblechschutzdach als erhabene, weithin sichtbare Ruine über der zer-
schossenen Stadt. Chauny, Noyon sind im selben traurigen Zustand. Die 
Kathedrale von Noyon macht einen besonders erschütternden u(nd) groß-
artigen Eindruck mit ihren beiden massigen, zerschossenen, von Gerüsten 
umgebenen Türmen.»5

Hinzu kam, dass in der französischen Regierung und Gesellschaft die 
Furcht vor einer deutschen Revanche allgegenwärtig war. Daraus erwuchs 
ein ausgeprägtes Sicherheitsbedürfnis, das sich durch die Besetzung der 
linksrheinischen Gebiete noch nicht hinreichend befriedigt sah. Die Repa-
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rationsfrage bot in den Augen französischer Politiker und Militärs einen ge-
eigneten Hebel, um nicht nur ein Wiedererstarken Deutschlands zu ver-
hindern, sondern sich auch Eingriffsmöglichkeiten offenzuhalten.

Die britische Regierung unter Premierminister David Lloyd George hin-
gegen war angesichts wachsender Schwierigkeiten mit ihrem Empire an 
 einer Stabilisierung der Verhältnisse in Mitteleuropa interessiert. Das hieß 
aber auch, dass Deutschland ökonomisch nicht so weit geschwächt werden 
durfte, dass dadurch die wirtschaftliche Erholung des europäischen Konti-
nents beeinträchtigt wurde. Aus diesem Grund war man in London eher 
geneigt, der deutschen Regierung in der Reparationsfrage entgegenzukom-
men, was wiederum zu Spannungen mit dem Hauptverbündeten Frank-
reich führen musste. Für die britische Politik der Nachkriegszeit stellte sich 
so die doppelte Aufgabe, es einerseits nicht auf einen Bruch der Entente 
ankommen, andererseits aber auch Frankreich nicht zu mächtig werden zu 
lassen.6

In einer Serie von Konferenzen suchten sich die Alliierten auf eine gemein-
same Linie gegenüber Deutschland zu verständigen. Auf der Konferenz im 
belgischen Spa im Juli 1920 stand die Frage der Reparationszahlungen noch 
nicht auf der Tagesordnung. Vielmehr konzentrierten sich die Debatten auf 
die deutschen Kohlelieferungen. Am Ende gelang es Lloyd George, den 
Franzosen die Zustimmung zur Reduzierung der Forderung von 2,4 auf 
2 Millionen Tonnen für zunächst 6 Monate abzuringen. Der Gegenwert 
sollte zum  Inlandspreis auf das Reparationskonto gutgeschrieben werden. 
Es war das erste Abkommen nach dem Krieg, das nicht durch Diktat, son-
dern durch Verhandlungen mit den Deutschen zustande kam.7

Erst auf einer Konferenz des Obersten Rats der Alliierten in Paris Ende 
Januar 1921 verständigten sich Briten und Franzosen auf einen gemein samen 
Reparationsplan. Danach sollte Deutschland insgesamt 226 Milliarden 
Goldmark innerhalb von 42 Jahren zahlen, wobei die Jahresraten mit 2 Mil-
liarden Goldmark beginnen und nach und nach auf 6 Milliarden Goldmark 
ansteigen sollten. Außerdem sollte jährlich ein Betrag im Wert von 12 % des 
deutschen Exports abgeführt werden.8 Diese Forderung sorgte in der deut-
schen Öffentlichkeit für ein böses Erwachen. «42 Jahre unendliche Milliar-
den zu zahlen», hielt Victor Klemperer in seinem Tagebuch fest. «Es ist so 
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Kongo-artig, so bitter, so märchenhaft – wenn man an das denkt, was wir 
1914 waren  –, dass ich mich bemühe, erfolgreich bemühe, möglichst gar 
nicht daran zu denken.»9 Reichspräsident Friedrich Ebert vertraute einem 
Brief an den ehemaligen preußischen Kriegsminister Walther Reinhardt von 
Anfang Februar 1921 an, es habe «Toren» gegeben, die geglaubt hätten, «das 
Schlimmste liege schon hinter uns»: «Umso niederschmetternder wirkten 
auf sie die letzten Ereignisse. Die Situation ist sehr ernst. Ob sich ein Aus-
weg findet, ist sehr zweifelhaft.»10

Auf der Londoner Konferenz von Anfang März 1921 wies Reichsaußen-
minister Walter Simons den Pariser Zahlungsplan als unannehmbar zurück, 
weil er die wirtschaftliche Leistungskraft Deutschlands bei weitem über-
steige. Stattdessen präsentierte er einen Gegenvorschlag: Die Reichsregie-
rung erklärte sich zu einer Zahlung von 50 Milliarden Goldmark bereit, von 
der allerdings noch einmal 20 Milliarden, die bereits als Sachlieferungen 
geleistet worden seien, abgezogen werden sollten. Dieses Angebot betrachte-
ten wiederum die Alliierten als völlig unzureichend. Nachdem Berlin eine 
Frist für die Annahme des Reparationsplans hatte verstreichen lassen, mach-
ten sie ihre Sanktionsdrohung wahr und besetzten Düsseldorf, Duisburg 
und Ruhrort. Im gesamten besetzten Gebiet übernahm die Interalliierte 
Rheinlandkommission die Zollverwaltung.11

Ende April 1921 legte die alliierte Reparationskommission ihre Repara-
tionsrechnung vor. Sie belief sich auf 132 Milliarden Goldmark – gegenüber 
den ursprünglich geforderten 226 Milliarden Goldmark bedeutete das eine 
erhebliche Reduzierung. Dennoch löste auch dieser Vorschlag in Deutsch-
land Empörung aus. Von einer künftige Generationen belastenden «Schuld-
knechtschaft» war die Rede. Am 5. Mai 1921 bestellte Lloyd George den 
deutschen Botschafter in London ein und überreichte ihm ein Ultimatum: 
Blieben die Deutschen bei ihrer Verweigerungshaltung, kündigten die Alli-
ierten für den 12. Mai die Besetzung des Ruhrgebiets an.

Der neue Zahlungsplan teilte die deutschen Verbindlichkeiten in drei 
Serien von Schuldverschreibungen (Bonds): Die «A»- und «B»-Bonds in 
Höhe von 50 Milliarden Goldmark sollten ab 1921 getilgt und verzinst wer-
den. Die Bedienung der «C»-Bonds, die mit 82 Milliarden den größten Teil 
der Reparationen ausmachten, wurde auf eine unbestimmte Zukunft ver-
schoben. Außerdem sollten 26 % des Wertes der deutschen Ausfuhr trans-
feriert werden. Insgesamt ergaben sich daraus jährliche Zahlungen von rund 
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3 Milliarden Goldmark – zweifellos immer noch eine erhebliche Belastung, 
die aber gar nicht so weit von dem Angebot der Reichsregierung vom März 
entfernt lag und bei einer normalen Wirtschaftsentwicklung wohl auch 
hätte verkraftet werden können.12 Joseph Wirths «Erfüllungspolitik»

Bereits einen Tag vor Eintreffen des Londoner Ultimatums war die Regie-
rung unter dem Zentrumspolitiker Konstantin Fehrenbach, der seit Juni 
1920 einem bürgerlichen Minderheitskabinett aus Zentrum, Deutscher De-
mokratischer Partei (DDP) und Deutscher Volkspartei (DVP) vorgestanden 
hatte, zurückgetreten, nachdem der Versuch gescheitert war, die Vereinigten 
Staaten für eine Vermittlerrolle zu gewinnen. Reichspräsident Ebert ernannte 
den badischen Zentrumspolitiker Joseph Wirth, zuvor  Finanzminister im 
Kabinett Fehrenbach, zum neuen Reichskanzler. Er bildete ein Kabinett aus 
Zentrum, DDP und SPD. Es handelte sich also um eine Neuauflage der 
Weimarer Koalition von 1919 /20; allerdings besaß sie im Unterschied zu da-
mals keine parlamentarische Mehrheit mehr. Dennoch konnte der Reichstag 
am 10. Mai 1921 die Annahme des Londoner Ultimatums beschließen, weil 
auch die USPD und einige Abgeordnete der DVP zustimmten. Die Regie-
rung Wirth hatte ihre erste Kraftprobe bestanden.13 «Die Annahme des Ulti-
matums bedeutet keine Niederlage», kommentierte der radikaldemokratische 
Journalist und Pazifist Carl von Ossietzky in der «Berliner Volkszeitung», «sie 
kann eine neue und bessere Ära eröffnen, wenn man endlich von der Politik 
des Sich-Treibenlassens, die seit Versailles leider vorherrschte, zu eigener Ak-
tivität übergeht. Im vergangenen Jahr lebte man allzu gern von der faulen 
Hoffnung, sich schließlich doch um die eine oder andere der auferlegten 
Verpflichtungen drücken zu können, und die Handlung war allein auf der 
anderen Seite; man ließ sich stoßen und drängen, und die Faust peinlich im 
Rücken spürend protestierte man. Das war unwürdig, unwürdig eines gro-
ßen Volkes, das immerhin genügend Köpfe aufweisen sollte, die imstande 
sind, die Konsequenzen eines verlorenen Krieges zu erfassen.»14

Eben darum war es Wirth zu tun. Er wollte seinen guten Willen 
 demonstrieren, indem er äußerste Anstrengungen unternahm, um die Repa-
rationsverpflichtungen zu erfüllen – dies allerdings mit dem Hintergedan-
ken, gerade dadurch ihre Undurchführbarkeit unter Beweis zu stellen und sie 
in Verhandlungen mit den Alliierten auf ein für Deutschland akzeptables 
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Maß zurückzuführen. Sein Ziel sei nicht, erklärte der Reichskanzler im 
Reichstag, «Erfüllungspolitik um ihrer selbst willen zu treiben, sondern der 
Welt durch die Erfüllung im Rahmen des Möglichen den praktischen Nach-
weis zu erbringen, wo die Grenze des Erfüllbaren liegt und wo sie nicht über-
schritten werden kann».15

Mit dieser Strategie verfolgten Wirth und seine Mitstreiter noch eine 
weitere Absicht, nämlich die noch ausstehende Entscheidung über den Sta-
tus Oberschlesiens zu Deutschlands Gunsten zu beeinflussen. Obwohl sich 
in einer Abstimmung im März 1921 eine deutliche Mehrheit für den Ver-
bleib bei Deutschland ausgesprochen hatte, beschloss der Oberste Rat der 
Alliierten am 20. Oktober 1921, der Empfehlung des Völkerbunds zu folgen 
und Oberschlesien zu teilen. Rund 25 % des Gebiets mit fast dem gesamten 
Industrierevier fielen an Polen. Aus Enttäuschung über diese Entscheidung 
erklärte Wirth am 22. Oktober seinen Rücktritt, wurde aber von Ebert er-
neut mit der Regierungsbildung beauftragt. Die parlamenta rische Basis sei-
nes zweiten Kabinetts war noch schmaler als die erste, weil sich die DDP 
diesmal verweigerte.16

Ein weiterer Umstand stellte Wirths «Erfüllungspolitik» vor scheinbar 
unüberwindliche Probleme: der rapide Kursverfall der Mark (auf dessen Ur-
sachen im folgenden Kapitel eingegangen wird). Die Flucht ausländischen 
Kapitals setzte sich fort; Devisenüberschüsse für den Reparationstransfer zu 
erwirtschaften, erwies sich als immer schwieriger. Nur mit Mühe gelang es 
der deutschen Regierung, die erste Rate von 1 Milliarde Goldmark pünkt-
lich zum 31. August 1921 zu überweisen. Aber es war absehbar, dass sich für 
die im Januar und Februar 1922 fälligen Raten die notwendigen Mittel nur 
schwer würden auftreiben lassen.17

Der Plan, eine große Anleihe auf den internationalen Devisenmärkten 
aufzunehmen, scheiterte angesichts des schwindenden Vertrauens in die 
deutsche Zahlungsfähigkeit. Und auch der Versuch, durch einen von der 
deutschen Industrie im Ausland aufzunehmenden Kredit zu einer gemein-
samen Lösung des Reparationsproblems beizutragen, schlug fehl, weil die 
der DVP nahestehende Schwerindustrie, allen voran Hugo Stinnes, eine sol-
che Aktion mit unannehmbaren Forderungen, unter anderem die Privatisie-
rung der Reichsbahn, verband. Im Dezember 1921 musste die Regierung 
Wirth um einen Zahlungsaufschub bitten.18

Auf einer Tagung des Obersten Alliierten Rates in Cannes im Januar 1922 
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wurde den Deutschen ein vorläufiges Moratorium für die Januar- und Fe-
bruarrate in Aussicht gestellt unter der Auflage, einen Plan zur Sanierung des 
Staatshaushalts vorzulegen. Dem kam die deutsche Regierung nach. Doch 
die Antwortnote der Reparationskommission vom 21. März 1922 war wiede-
rum eine Enttäuschung. Zwar wurde ein partieller Zahlungsaufschub für das 
Jahr 1922 gewährt – Deutschland sollte nur 720 Millionen Goldmark in bar 
und zusätzliche Sachlieferungen entrichten –, doch wurde das Zugeständnis 
mit weitreichenden Bedingungen verknüpft, unter anderem durchgreifende 
Maßnahmen gegen die Kapitalflucht, eine von der Reichsregierung unab-
hängige Stellung der Reichsbank und eine Kontrolle des Haushalts durch die 
Kommission. Diese Forderungen wies die deutsche Regierung in ihrer Ant-
wortnote vom 7. April zurück.19 Raymond Poincarés Suche nach «produktiven Pfändern»

Seit Jahresbeginn 1922 hatten sich die Aussichten auf ein einvernehmliches 
Reparationsabkommen weiter verschlechtert. Noch während der Konfe-
renz in Cannes war der französische Ministerpräsident Aristide Briand zu-
rückgetreten. In der nationalistisch erregten französischen Öffentlichkeit 
war ihm eine allzu nachgiebige Haltung gegen Deutschland vorgeworfen 
worden. Sein Nachfolger wurde Raymond Poincaré, der eine kompromiss-
lose Linie in der Reparationsfrage vertrat. Poincaré hatte als Zehnjähriger 
1870 den Einmarsch preußischer Truppen in seine Heimatstadt Bar-le-Duc 
im Département Meuse erlebt – eine Erfahrung, die seine Einstellung zu 
den Deutschen prägen sollte. Nach einer brillanten Karriere als Anwalt 
hatte er sich der Politik zugewandt und in mehreren Kabinetten der Drit-
ten Republik den Posten eines Unterrichts- und Finanzministers bekleidet. 
Als Ministerpräsident und Außenminister hatte er vor 1914 eine wichtige 
Rolle bei der Festigung des Bündnisses zwischen Frankreich und dem 
 Zarenreich gespielt. Im Januar 1913 zum Präsidenten der Republik gewählt, 
war er in der Julikrise 1914 nach St. Petersburg gereist und hatte der russi-
schen Regierung im Konflikt mit Österreich-Ungarn und dem deutschen 
Kaiserreich den Rücken gestärkt. Während des Krieges war er von seinem 
Gegenspieler, Ministerpräsident Georges Clemenceau, an den Rand ge-
drängt worden. Dennoch war er es, der am 18. Januar 1919 die Friedenskon-
ferenz in Paris mit einer großen Rede eröffnen durfte, in der er Deutsch-
lands Kriegsschuld brandmarkte, die besonderen Opfer Frankreichs 
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herausstrich und daraus das Recht auf umfassende Wiedergutmachung ab-
leitete.20

Poincaré bestand auf einer buchstabengetreuen Erfüllung des Versailler 
Vertrages und der darin vorgesehenen Zwangsmaßnahmen. Er war der Auf-
fassung, dass die deutsche Regierung die Währung bewusst verfallen ließ, um 
sich vor ihren Reparationsverpflichtungen zu drücken. Angesichts der ver-
meintlichen deutschen Zahlungsunwilligkeit entwickelte er die Idee der 
«produktiven Pfänder», das heißt, ein Zahlungsaufschub kam für ihn über-
haupt nur in Frage, wenn Frankreich dafür umfassende Sicherheiten und 
Garantien erhielt. Dabei dachte er in erster Linie an einen Zugriff auf die 
Kohlevorkommen des Ruhrgebiets. Letztlich zielte der Plan darauf ab, den 
potenziell gefährlichen Nachbarn im Osten in seiner Wirtschaftskraft nach-
haltig zu schwächen, um dadurch die Machtverhältnisse auf dem Kontinent 
dauerhaft zugunsten Frankreichs zu wenden.21 Die Frage war allerdings, wie 
man jemals hohe Reparationszahlungen erzwingen wollte, wenn gleichzeitig 
die ökonomischen Möglichkeiten Deutschlands, sie zu leisten, radikal be-
schnitten wurden.

So stand denn auch die Konferenz in Genua, die auf Wunsch der bri-
tischen Regierung im April 1922 einberufen wurde, von vornherein unter 
einem ungünstigen Stern. An ihr nahmen die deutschen Delegierten – an 
ihrer Spitze Reichskanzler Wirth und der Industrielle Walther Rathenau, 
seit dem 31. Januar 1922 deutscher Außenminister  – erstmals als gleich-
berechtigte Partner teil. In der Reparationsfrage wurden keine entschei-
denden Fortschritte erzielt, weil Poincaré die französische Delegation  unter 
Louis Barthou auf eine unnachgiebige Haltung festgelegt hatte. Das wich-
tigste Ereignis war nicht die Konferenz selbst, sondern das, was sich an 
 ihrem Rand abspielte: Am 16. April unterzeichneten Rathenau und der rus-
sische Volkskommissar des Äußeren, Georgi W. Tschitscherin, im nahebei 
gelegenen Badeort Rapallo einen Vertrag. In ihm verzichteten die einstigen 
Kriegsgegner gegenseitig auf Reparationen und vereinbarten die Wieder-
aufnahme der  diplomatischen Beziehungen sowie eine engere wirtschaft-
liche Zusammenarbeit.22

Unter den Westmächten löste der überraschende Vertragsabschluss er-
hebliche Irritationen aus. Der britische Premier Lloyd George, der mit 
 großen Hoffnungen nach Genua gereist war, fühlte sich düpiert, und die 
französische Regierung sah sich in ihrem grundsätzlichen Misstrauen gegen 
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Deutschland bestätigt. In einer Rede in Bar-le-Duc am 24. April bezeichnete 
Poincaré den Rapallo-Vertrag als einen feindseligen Akt und schloss die 
Möglichkeit einer militärischen Intervention Frankreichs nicht aus, sollte 
Deutschland weiterhin seinen vertraglichen Verpflichtungen nicht nach-
kommen. Auf ein substanzielles Entgegenkommen in der Reparationsfrage 
konnte die Regierung Wirth kaum noch hoffen. Harry Graf Kessler, der als 
Beobachter an der Konferenz teilnahm, stellte enttäuscht fest, dass die für 
Rapallo Verantwortlichen «die kostbare u(nd) mühsam wieder zusammen-
geleimte Vase des europäischen Vertrauens fallen lassen und von Neuem 
zerschmissen» hätten.23 Eben diese Wirkung hatte Reichspräsident Ebert be-
fürchtet. Er war von Wirth über den bevorstehenden Vertrag mit Sowjet-
russland nicht unterrichtet worden und erfuhr vom Abschluss erst aus der 
Presse. Das vergaß er dem Reichskanzler nicht. Seit Rapallo war ihr Verhält-
nis zerrüttet.24

Unterdessen hatte die radikale Rechte in Deutschland eine wüste Kampagne 
gegen die «Erfüllungspolitiker» entfesselt. Zielscheibe war wegen seiner jü-
dischen Herkunft besonders Außenminister Rathenau. Seit Frühjahr 1922 
steigerte sich die Hetze zur offenen Morddrohung. «Knallt ab den Walther 
Rathenau, die gottverdammte Judensau», lautete die Schlusszeile eines an 
völkisch-antisemitischen Stammtischen gern angestimmten Liedes.25 Rathe-
nau wusste um die Gefährdung. Die Belastung durch das Amt sei an sich 
schon auf die Dauer physisch kaum auszuhalten, klagte er in einem Ge-
spräch mit Harry Graf Kessler. «Aber das Schlimmste sei doch die bösartige 
Gegnerschaft in Deutschland selbst. Jeden Tag bekomme er nicht bloß 
Drohbriefe, sondern auch ernstzunehmende Polizei-Anzeigen.»26 Dennoch 
verzichtete Rathenau auf besondere Schutzmaßnahmen. Am 24. Juni 1922 
wurde er auf dem Weg ins Auswärtige Amt von Mitgliedern der «Organisa-
tion Consul» ermordet – eines Geheimbunds, der auch schon für den Mord 
an dem Zentrumspolitiker und ehemaligen Finanzminister Matthias Erz-
berger am 26. August 1921 und das Blausäureattentat auf den ersten Minis-
terpräsidenten der Republik und Kasseler Oberbürgermeister, den SPD-
Politiker Philipp Scheidemann, am 4. Juni 1922 verantwortlich war. «Mit 
grenzenloser Niedrigkeit, mit unergründlicher Gemeinheit ist Rathenau in 
den deutschnationalen und deutschvölkischen Versammlungen und in den 
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meisten Blättern dieser Richtungen verleumdet und beschmutzt worden», 
schrieb der Chefredakteur des liberalen «Berliner Tageblatts», Theodor 
Wolff, in einem Leitartikel, «und diese geistige Vorbereitung hat die Tat 
möglich, hat sie unvermeidlich gemacht.»27

Die unmittelbare Folge der Ermordung Rathenaus war ein beschleunig-
ter Verfall der Mark. Die Reichsregierung war nicht mehr in der Lage, die im 
Moratorium vereinbarten Beträge zu zahlen und sah sich gezwungen, in zwei 
Noten vom 12. und 14. Juli 1922 um eine Befreiung von allen Zahlungen – 
die Sachleistungen ausgenommen  – bis Ende 1924 zu bitten. Damit war 
Wirths «Erfüllungspolitik» an ein Ende gelangt. Poincaré glaubte seinem 
Ziel, «produktive Pfänder» einzufordern, näher gekommen zu sein. Zwar ge-
währten die Alliierten Ende August 1922 noch einmal einen Zahlungsauf-
schub von sechs Monaten, gleichzeitig aber erhöhte die französische Regie-
rung ihren Druck auf Deutschland, eine Reform der öffentlichen Finanzen 
in Angriff zu nehmen, wobei die Drohung mit einer Besetzung des Ruhr-

Außenminister Walther Rathenau auf dem Weg in den Reichstag. Am 24. Juni 1922 
wurde der wegen seiner jüdischen Herkunft besonders verhasste Industrielle von 
 Mitgliedern der rechtsradikalen «Organisation Consul» ermordet.
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gebiets im Hintergrund mitschwang.28 Für einen nüchternen  Beobachter wie 
den britischen Botschafter in Berlin, Edgar Vincent D’Abernon, stand zu 
diesem Zeitpunkt fest, dass Deutschland aufgrund seiner desaströsen Finanz-
lage Reparationen zu zahlen nicht mehr in der Lage war. Ehe nicht die No-
tenpresse zum Stillstand gebracht und die Währung stabilisiert worden sei, 
gebe es «keine feste Basis für irgendwelche Zahlungsversprechungen». In 
 einer Unterredung mit Reichskanzler Wirth Ende August 1922 eröffnete ihm 
dieser, es sei zweifelhaft, ob Deutschland angesichts des «katastrophalen 
Sturzes der Mark» die Bevölkerung im kommenden Winter überhaupt noch 
mit genügend Lebensmitteln versorgen könne. «Brot komme vor Reparatio-
nen – er habe es bereits gesagt und halte daran fest.» Es müsse «ein vollkom-
menes Moratorium oder eine Atempause eingeräumt werden».29

In einer Note an die Reparationskonferenz vom 14. November 1922 bat 
die Regierung Wirth um ein Moratorium für alle Barzahlungen und Sach-
leistungen für drei bis vier Jahre sowie um eine Rückführung der im Lon-
doner Ultimatum festgelegten Gesamtschuld auf ein für die deutsche 
 Leistungsfähigkeit tragbares Maß. Als Sofortmaßnahme wurde eine groß-
angelegte Stützungsaktion der Reichsbank angekündigt, um die Währung 
zu stabilisieren und den Haushalt ins Gleichgewicht zu bringen.30

Die Bildung der Regierung unter Wilhelm Cuno

Diese Note war die letzte Amtshandlung Wirths. Noch am selben Tag trat er 
zurück, nachdem sein Versuch fehlgeschlagen war, die parlamentarische Ba-
sis seiner Regierung zu verbreitern. Im September 1922 hatte sich die SPD 
mit dem Rest der USPD zusammengeschlossen. (Die Mehrheit der USPD 
war nach der Spaltung der Partei im Oktober 1920 der Kommunistischen 
Partei beigetreten.) Das Ergebnis war ein entschiedener Ruck nach links. 
Für eine Zusammenarbeit mit der DVP, die unter Führung ihres Vorsitzen-
den Gustav Stresemann vor allem großindustrielle Interessen  vertrat, war 
die «Vereinigte Sozialdemokratische Partei» vorerst nicht zu haben. Wirth 
aber hatte sein politisches Schicksal an die Bildung einer Großen Koalition 
gebunden, und Reichspräsident Ebert, bei dem der Stachel der Enttäu-
schung über die Rapallo-Politik tief saß, tat nichts, um den Reichskanzler zu 
halten.31

Zum Nachfolger Wirths ernannte Ebert am 22. November einen Mann 
der Wirtschaft, den Generaldirektor der Hamburger Großreederei Hapag 
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Wilhelm Cuno. Der 1876 im thüringischen Suhl geborene promovierte Ju-
rist hatte im Weltkrieg die Reichsgetreidestelle geleitet und war Ende 1917 
als Ge heimer Oberregierungsrat aus dem Staatsdienst ausgeschieden, um 
 einem Ruf des mächtigen Reeders Albert Ballin ins Direktorium der Hapag 
zu folgen. Nach dem Selbstmord Ballins Anfang November 1918 übernahm 
er die Leitung des Unternehmens und erwarb sich einige Meriten beim 
Wiederaufbau der deutschen Handelsflotte. Der erfolgreiche Manager ge-
hörte keiner Partei an, stand aber der DVP nahe. Politisch war Cuno kein 
unbeschriebenes Blatt – er tauchte nicht «plötzlich wie Lohengrin mitten 
im poli tischen Betrieb auf», wie Botschafter D’Abernon meinte.32 Mehrfach 
war er bereits als Minister gehandelt worden, und er hatte als Sachverständi-
ger an der Konferenz von Genua teilgenommen. Damals hatte Rathenau, 
die Ambitionen des Wirtschaftsführers richtig einschätzend, sarkastisch be-
merkt, Cuno sei «eine dicke Zigarre; man werde sie wegen ihrer schönen 
Bauchbinde doch einmal rauchen müssen».33

«Cuno baumlang, jünglinghaft, fast feminin, scheint ganz aus Grazie zu 
bestehen; blond bis zur Farblosigkeit», so charakterisierte ihn Harry Graf 
Kessler.34 Seine Berufung zum Reichskanzler verdankte Cuno vor allem der 
Wertschätzung Eberts. Der Generaldirektor verfügte über gute Geschäfts-
beziehungen zu den Vereinigten Staaten und Großbritannien. Von seinem 
Verhandlungsgeschick und seinem gewandten Auftreten versprach sich der 
Reichspräsident Fortschritte bei der Lösung der Reparationsfrage. Außer-
dem erschien ihm der parteilich nicht gebundene Wirtschaftsexperte be-
sonders geeignet, innenpolitisch als ein Mann des Ausgleichs zu wirken 
und die der Republik reserviert bis feindlich gegenüberstehende deutsche 
Unternehmerschaft mit der neuen demokratischen Ordnung zu versöhnen.35

Auch Cuno scheiterte bei dem Versuch, eine Große Koalition unter Ein-
schluss der DVP und der wiedervereinigten Sozialdemokratie zustande zu 
bringen. So bildete er, ein Novum in der jungen Geschichte der Republik, 
ein sogenanntes «Geschäftsministerium», dem außer ihm selbst vier partei-
lose Fachminister angehörten: der bisherige Gesandte in Kopen hagen Fre-
deric von Rosenberg als Außenminister; der Oberbürgermeister von Essen 
Hans Luther als Ernährungs- und Landwirtschaftsminister; der frühere Ge-
neralquartiermeister Wilhelm Groener als Verkehrsminister – ein Amt, das 
er auch schon unter Fehrenbach und Wirth bekleidet hatte; der ehemalige 
Staatssekretär in der Reichskanzlei Heinrich Albert als Schatzminister. Die 
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übrigen Ressorts verteilten sich auf die bürgerlichen Parteien. Der DVP 
gehörten Johann Becker als Wirtschaftsminister und Rudolf Heinze als 
Justizminister an. Das Zentrum stellte mit Andreas Hermes den Finanz-
minister und mit Heinrich Brauns den Arbeitsminister. Die DDP war mit 
dem bisherigen Wehrminister Otto Geßler und Innenminister Rudolf  Oeser 
vertreten. Postminister wurde Karl Stingl von der Bayerischen Volkspartei 
(BVP). Das wichtige Amt des Staatssekretärs in der Reichskanzlei übertrug 
Cuno dem DDP-Politiker Eduard Hamm. Insgesamt handelte es sich bei 
diesem «Kabinett der Persönlichkeiten» um eine bürgerliche Minderheits-
regierung, die ohne förmliche Koalitionsvereinbarung zustande gekommen 
war und auf Unterstützung oder zumindest Duldung der SPD oder der 
rechtskonservativen Deutschnationalen Volkspartei (DNVP) angewiesen 
war.36

In seiner Regierungserklärung vom 24. November 1922 stellte sich Cuno 
«ohne Einschränkung» auf den Boden der deutschen Note vom 14. No-
vember und richtete an die Reparationskommission die Bitte, dem darin 
enthaltenen Antrag auf einen drei- bis vierjährigen Zahlungsaufschub im 
Hinblick auf die schlechte wirtschaftliche und finanzielle Lage Deutsch-
lands möglichst rasch stattzugeben.37 Die Reaktion aus Paris kam prompt: 
Am 27. November ließ die französische Regierung über die Presse eine Er-
klärung verbreiten, in der sie die deutsche Bitte mit aller Schärfe zurückwies 
und nun offen die Besetzung von Zweidritteln des Ruhrgebiets, einschließ-
lich Essens und Bochums, androhte.38

Im Grunde war die Entscheidung bereits gefallen. Poincaré und seine 
Ratgeber waren überzeugt, dass die Regierung Cuno – wie ihre Vorgänger – 
auf Zeit spielte und ebenso wenig gewillt war, die Reparationslasten zu tra-
gen. Am 27. November beschloss der Ministerrat unter der Leitung des 
Präsidenten der Republik, Alexandre Millerand, die Besetzung des Ruhr-
gebiets.39 Der neue britische Premierminister Andrew Bonar Law, der Ende 
Oktober 1922 Lloyd George abgelöst hatte, ließ bei einem Treffen mit Poin-
caré unmissverständlich durchblicken, dass er eine Ruhrbesetzung für ver-
fehlt hielt, doch war er ebenso wenig wie sein Vorgänger bereit, der franzö-
sischen Politik in den Arm zu fallen. In einem Gespräch mit Botschafter 
D’Abernon äußerte er am 15. Dezember die Hoffnung, nur ein «energisches 
Vorgehen» der Vereinigten Staaten könne Poincaré von seinem Vorhaben 
abbringen.40
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Tatsächlich meldete sich am Ende des Jahres 1922 der amerikanische Au-
ßenminister Charles Hughes zu Wort: In einer Rede vor der amerikanischen 
Historikergesellschaft in New Haven erteilte er der französischen Sanktions-
politik eine Absage und regte die Einberufung einer unpartei ischen inter-
nationalen Sachverständigenkommission an, welche die deutsche Leistungs-
fähigkeit überprüfen und danach die Reparationssumme bestimmen sollte. 
Doch auch diese Initiative stieß in Paris auf taube Ohren.41 Die Eskalation 
nahm ihren Lauf. Man trete «jetzt in die schwierigste Periode der Repara-
tionsfrage ein», ließ der deutsche Botschafter in Paris, Wilhelm Mayer, Harry 
Graf Kessler am 2. Januar 1923 wissen: «Frankreich könne die ungeheure Ent-
täuschung über die Reparationen nicht ohne Explosion hinnehmen.»42

Einmarsch französischer und belgischer Truppen ins Ruhrgebiet

Poincaré benötigte nur noch einen Vorwand für die geplante Ruhrinvasion. 
Den lieferte die Reparationskommission: Nachdem sie bereits am 26. De-
zember, gegen die Stimme des britischen Vertreters John Bradbury, Ver-
säumnisse bei der Lieferung von Schnittholz und Telegrafenstangen festge-
stellt hatte, folgte am 9. Januar 1923, wiederum gegen das Votum Bradburys, 
eine Verurteilung Deutschlands wegen zu geringer Kohlelieferungen. Zwei 
Tage später begann die Besetzung.43

Laut offizieller Begründung, die Poincaré am 10. Januar dem deutschen 
Botschafter überreichte, handelte es sich bei dem Einmarsch nicht um eine 
militärische Operation. Vielmehr sollten die entsandten Truppen lediglich 
den Schutz einer Kommission aus französischen und belgischen Ingenieuren 
übernehmen. Dieser «Mission interallié de controle des usines et de mines» 
(Interalliierte Kommission zur Kontrolle der Fabriken und Kohlegruben – 
MICUM) sei die Aufgabe zugedacht, «die strikte Ausführung der auf die 
Reparationen bezüglichen Bestimmungen des Vertrages von Versailles sicher-
zustellen».44 In Wirklichkeit trug die Invasion durchaus  einen kriegerischen 
Charakter. Der Sonderkorrespondent des «Berliner  Tageblatts» berichtete 
am Nachmittag des 11. Januar aus Essen: «Gegen 2 Uhr erfolgte der Ein-
marsch der Franzosen in die Stadt. Voran einige Radfahrer, ihnen folgend 
Infanterie und anschließend einige tausend Mann Kavallerie im Trab. 
Langsam ratterten drei schwere Panzerautos durch die Straßen, ihnen folgte 
Infanterie und Artillerie, auch Maschinengewehre sah man. Den Schluss bil-
deten mehrere Lastautos mit Mannschaften. Sämtliche öffentliche Gebäude 
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und der Bahnhof wurden ebenso wie sämtliche Straßenkreuzungen durch 
Posten mit aufgepflanztem Bajonett besetzt.»45

Noch am selben Tag verhängte der Befehlshaber der französischen Besat-
zungstruppen, General Jean-Marie Joseph Degoutte, den Belagerungs-
zustand.46 Innerhalb weniger Tage besetzte das Militär auch Gelsenkirchen, 
Bochum, Recklinghausen, Hattingen, Dortmund und weitere Orte zwi-
schen der Ruhr im Süden und der Lippe im Norden. Bis März 1923 wurden 
zwischen 70 000 und 100 000 Besatzungstruppen stationiert. Das relativ 
kleine belgische Kontingent von 8000 Mann unterstand dem Oberkom-
mando Degouttes.47

Reaktionen in Deutschland

In der deutschen Öffentlichkeit schlugen die Wogen der Erregung hoch. 
«Der Rubikon ist überschritten», empörte sich die «Vossische Zeitung». Die 
Note, mit der das Vorgehen gerechtfertigt werde, verrate «deutlich die Un-
sicherheit einer Politik, die nicht vorwärts und nicht zurück kann». Poincaré 
mache «den Eindruck eines Mannes, der weiß, dass er und sein Land in die 
größte Dummheit hineinschliddert».48 Ähnlich lautete der Kommentar des 
«Berliner Tageblatts»: Franzosen und Belgier hätten die Sprache der Diplo-
matie um eine neue Formel bereichert  – «die militä rische Besetzung in 
friedlicher Absicht». Mit einem Schlage zerreiße der Einmarsch «wie Spin-
nenweben alle juristischen Verkleidungen, durch die der Advokat an der 
Spitze Frankreichs den brutalen Gewaltakt zu verschleiern sucht».49 Durch 
den Überfall sei «eine gänzlich veränderte politische Situation für Deutsch-
land und Europa geschaffen» worden, konstatierte die «Deutsche Allge-
meine Zeitung», das publizistische Sprachrohr des Ruhrindustriellen Hugo 
Stinnes, unter der Schlagzeile «Landgraf werde hart!». Nun gelte es, «die 
Nerven zusammenzureißen und ungebeugt zu Volk und Vaterland zu ste-
hen». Die ganze Nation müsse sich vereinigen in der «heiligen Überzeu-
gung, dass die gute Sache siegen wird».50

Tatsächlich löste die Okkupation des Ruhrgebiets zunächst eine starke 
Welle nationaler Solidarität aus. Manche Beobachter fühlten sich an den 
August 1914 erinnert, als zwischen den sich bislang heftig befehdenden Inte-
ressengruppen ein «Burgfrieden» geschlossen worden war. «Die Franzosen 
haben durch die Ruhrbesetzung (…) mehr für den Zusammenschluss aller 
Parteien und Klassen getan, als es sich durch andere Mittel hätte bewerkstel-
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ligen lassen», bemerkte der britische Botschafter D’Abernon. «Im Augen-
blick ist jeder Klassenhass der Arbeitnehmer gegen die Arbeitgeber durch 
die patriotische Welle hinweggeschwemmt worden. Das ganze Land scheint 
zu einer Einheit verschmolzen.»51

Charakteristisch für die antifranzösischen Emotionen, die in diesen 
 Tagen hochkochten, war eine Rede, die der Historiker und Kriegsfrei willige 
von 1914, Gerhard Ritter – damals Privatdozent in Heidelberg – anlässlich 
der Reichsgründungsfeier am 20. Januar 1923 hielt. Eigentlich, so begann 
er, sei ja niemandem zum Feiern zumute, um dann fortzufahren: «Nicht 
feiern – handeln möchten wir dürfen – den Säbel und das alte Kriegspistol 
von der Wand reißen, den Stahlhelm aufstülpen und das feige Diebesgesin-
del herauswerfen, das sich in unserem Hause herumtreibt.»52

In der bayerischen Festung Niederschönenfeld, wo er seit Oktober 1920 
einsaß, notierte der Schriftsteller und Anarchist Erich Mühsam, der wegen 
Beteiligung an der Münchener Räterepublik zu 15 Jahren Festungshaft ver-
urteilt worden war: «Ganz Deutschland treibt schon wieder im Strom natio-
nalistischer Wallungen.»53 Doch so einmütig war die Stimmung nicht. Es 
gab auch Zeitgenossen, die direkt abgestoßen waren vom hemmungslosen 
Chauvinismus, der an den antifranzösischen Furor aus den Zeiten der «Be-
freiungskriege» 1813 und der «Rheinkrise» von 1840 anknüpfte. «Die franzö-
sische Besetzung des Ruhrgebiets macht, dass das patriotische Deutschland, 
wo es nur geht, seinen Hass austobt», beobachtete Thea Sternheim, die Frau 
des Drama tikers Carl Sternheim, bei einem Kinobesuch in Dresden. «In 
einem Film, der den Rhein in Vergangenheit und Gegenwart zeigt, werden 
unter donnerndem Applaus aufputschende und sentimentale Gesangsein-
lagen gebracht, eine Nymphe spricht zur Jugend gewendet den Prolog der 
Rache. Erscheint Blücher auf der Leinwand, rast der Saal vollends.»54 Ange-
widert konstatierte auch der Dichter Rainer Maria Rilke, der seit Juli 1921 in 
einem Chateau im schweizerischen Wallis lebte, dass viele deutsche Zeitun-
gen «sofort wieder in den Ton der Kriegsjahre verfallen» seien: «Ihr Papier 
verursacht schon ein hetzerisches Geräusch, wenn man’s aufblättert.»55

Hin- und hergerissen zeigte sich Victor Klemperer. Als national empfin-
dender deutscher Jude lehnte er das Ruhrabenteuer Poincarés ab; als Profes-
sor für Romanistik, der mit der französischen Sprache und Kultur eng ver-
bunden war, betrachtete er das «Aufzüngeln der Revanchestimmung» mit 
gemischten Gefühlen: «Ich kann mir nicht vorstellen, wann u(nd) wie wir 
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den Befreiungskrieg führen sollen (…) – die Ruhrsache u(nd) die ganze 
jetzige Lage ist zu grässlich.»56

Ähnlich empfand es der in München lebende Schriftsteller Thomas 
Mann. Die Franzosen schienen «es sich in den Kopf gesetzt zu haben, jedem 
das Konzept zu verderben, der in Deutschland zum Guten redet», schrieb er 
an seinen Bruder, den Schriftsteller Heinrich Mann, Mitte Februar 1923. Der 
«Ingrimm» über ihr Vorgehen sei «fürchterlich – tiefer und einheitlicher, als 
der, der Napoleon zu Fall brachte». Man sehe nicht, wo das enden solle, und 
«das Schlimmste» sei, «dass ein französisches Fiasko, so sehr es zu begrüßen 
wäre, innenpolitisch den Triumph des Nationalismus bedeuten würde».57

Auch Heinrich Mann sagte in einem Brief an den französischen Ger-
manisten Félix Bertaux «eine scharfe Radikalisierung der inneren Politik» 
voraus. Allerdings schien ihm der hochschäumende Nationalismus nicht 
mehr «die Furchtbarkeit von 1914» zu besitzen. Er wirke «unsicher, über-
anstrengt, bedauernswert». So müsse man sich in Geduld fassen, «bis das 
Unheil sich abgenützt» habe. Weiterhin bleibe der Gedanke einer Verständi-
gung zwischen Frankreich und Deutschland eine «unbedingte Lebensnot-
wendigkeit».58

Was die Franzosen mit ihrem Vorgehen bewirkten, sei «eine Vergiftung 
Europas für hundert Jahre», beklagte «Das Tage-Buch», die von den links-
liberalen Publizisten Stefan Großmann und Leopold Schwarzschild heraus-
gegebene Berliner Wochenschrift.59 Und auch die ebenfalls in Berlin erschei-
nende «Weltbühne», das Organ der kritischen Linksintellektuellen, fand 
scharfe Worte der Verurteilung: «Vier Jahre nach einem – immerhin – nach 
einem Friedensschluss rücken fremde Soldaten, feldmarschmäßig, mit Artil-
lerie und allen Mitteln des modernen Krieges ins Land (…) und spielen, 
wenn schon nicht Krieg, so doch Etappe. Das ist und bleibt eine Ungeheuer-
lichkeit.» Doch zugleich fragte die Zeitschrift, ob die deutsche Regierung 
durch ihre Verweigerungshaltung nicht zu dem  Desaster beigetragen habe: 
«War wirklich nötig, bei allen Lieferungen zu protestieren und abzuhandeln 
und im Rückstand zu bleiben? (…) War die Methode des ständigen Queru-
lierens (…) wirklich die richtige?»60

Passiver Widerstand

Der französische Schritt scheine ihm «höchst verfehlt», rief Außenminister 
Frederic von Rosenberg dem britischen Botschafter D’Abernon zu. Aber er 
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sei «soweit ganz ruhig, da jetzt nicht nur das Schicksal Deutschlands, son-
dern ganz Europas – ja, der ganzen Welt auf dem Spiele steht».61 Tatsächlich 
wurde die Cuno-Regierung durch die Ruhrbesetzung weitgehend unvorbe-
reitet getroffen, obwohl es Poincaré an Drohungen nicht hatte fehlen lassen. 
Erst am Abend des 9. Januar 1923, unter dem Eindruck des unmittelbar be-
vorstehenden Einmarsches, berief Ebert die Mitglieder des Kabinetts zu 
 einer Besprechung in seinen Amtssitz in der Wilhelmstraße. Es komme nun 
darauf an, «mit Klarheit, festem Willen, ruhiger Einsicht und völliger Einig-
keit den kommenden Ereignissen entgegenzusehen». In diesem Sinne hatte 
der Reichspräsident bereits am Nachmittag einen Aufruf an die Ruhrbevöl-
kerung gerichtet, den er nun den Ministern zur Kenntnis gab. Der Reichs-
kanzler kündigte als erste Gegenmaßnahme die Abberufung des deutschen 
Botschafters in Paris, Wilhelm Mayer, an. Allerdings sollten die Beziehun-
gen zu Frankreich nicht abgebrochen, sondern die Geschäfte durch Bot-
schaftsrat Leopold von Hoesch weitergeführt werden. Wie Ebert war auch 
Cuno davon überzeugt, dass, sollten die Franzosen ihre Drohung wahr-
machen, es zu einer «starken nationalen Welle» kommen würde. Diese 
müsse «dem Staate dienstbar» gemacht werden.62

Was das hieß, ließ bereits die gemeinsame Proklamation des Reichs-
präsidenten und der Reichsregierung «An das deutsche Volk!» vom 11. Ja-
nuar erahnen. In markigen Worten geißelte sie den «neuen Gewaltstreich» 
als eine «Tat der Verblendung», die sich gegen «den unbeschützten Lebens-
punkt der deutschen Wirtschaft» richte. Vom passiven Widerstand, der die 
Politik der Regierung in den folgenden Wochen und Monaten bestimmen 
sollte, war noch nicht ausdrücklich die Rede; allerdings wurde die Bevölke-
rung aufgerufen, sich in «eiserner Selbstbeherrschung» zu üben und alles zu 
unterlassen, was der «gerechten Sache» schaden könne.63 Deutlicher wurde 
die deutsche Regierung in ihrer Protestnote vom 12. Januar. Darin bezeich-
nete sie den Einmarsch als «denkbar schwerste Verletzung der deutschen 
Hoheitsrechte». Gegen den völkerrechtlich nicht legitimierten Gewaltakt 
könne Deutschland sich nicht gewaltsam zur Wehr setzen. Andererseits sei 
man aber auch nicht gewillt, sich dem Rechtsbruch zu fügen und womög-
lich sogar bei der Durchführung der französischen Absichten mitzuwirken. 
Solange der vertragswidrige Zustand anhalte, sehe sich die Regierung außer-
stande, weiterhin irgendwelche Reparationsleistungen zu erbringen.64

Am 13. Januar trat der Reichstag zu einer Sondersitzung zusammen. Vor 
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dem Parlamentsgebäude wehten die Flaggen auf halbmast. Zahlreiche Abge-
ordnete trugen Trauer. Auf der Regierungsbank hatten sämtliche Minister 
und Staatssekretäre Platz genommen. Die Zuschauertribünen waren bis auf 
den letzten Platz besetzt. Nach dem Reichstagspräsidenten, dem Sozial-
demokraten Paul Löbe, ergriff Cuno das Wort: Es handle sich bei der franzö-
sischen Aggression, erklärte er, nicht um die Eintreibung von Re parationen, 
sondern um die Verwirklichung eines «alten Ziels», das die französische 
 Politik seit den Tagen Ludwigs XIV. und Napoleons verfolgt und das auch 
noch den Beschlüssen von Versailles zugrunde gelegen habe: nämlich Frank-
reichs Macht auf Kosten Deutschlands auszudehnen. Dieser Politik müsse 
man mit Entschiedenheit, aber auch Besonnenheit entgegentreten. «Dazu 
lassen Sie uns alle Kraft der Herzen und der Hände unserem Volk und Vater-
land zuwenden, allen müßigen Streit begraben (…).»65 Die Rede fand, ob-
wohl in geschäftsmäßig-kühlem Ton vom Blatt abgelesen, stürmische Zu-
stimmung. Eine vom Zentrum eingebrachte Resolution, die der Regierung 
die volle Unterstützung des Hauses zusicherte, wurde mit 283 gegen 12 Stim-
men der KPD und 6 Enthaltungen der SPD angenommen. Allerdings war 
das Bild einer fast geschlossenen Einheitsfront auch hier trügerisch. Denn 
immerhin hatten 49 Mitglieder der sozialdemokra tischen Fraktion, über-
wiegend wohl ehemalige USPD-Vertreter, ihre Ablehnung dadurch zum 
Ausdruck gebracht, dass sie der Abstimmung fernblieben.66

Für Sonntag, den 14. Januar, hatte die Regierung zu Protestkundgebun-
gen im ganzen Land aufgerufen. «Wie sich der Reichstag hinter die Regie-
rung gestellt hatte, so bekräftigten die Massen wiederum die Haltung des 
Parlaments», schrieb die «Vossische Zeitung». «Seit langem sind nicht so 
viele Hochrufe auf eine deutsche Regierung ausgebracht und zustimmend 
aufgenommen worden wie gestern. (…) Wenn etwas an den Erlebnissen 
dieser Tage tröstlich ist, so ist es dieser Zusammenschluss, der durch Druck 
von außen doch noch einmal zustande gekommen ist, trotz aller deprimie-
renden und zersplitternden Erlebnisse der letzten Jahre.»67 Allein auf dem 
Königsplatz in Berlin drängten sich Hunderttausende. «Wer diese geschlos-
sene Masse entblößten Hauptes vor den Stufen des Reichstags, rings um 
das Bismarckdenkmal und die Siegessäule, stehen und schwören und beten 
sah, der vergisst es nie», wusste der euphorisierte Reporter der «Deutschen 
Allgemeinen Zeitung» zu berichten. Vor dem Brandenburger Tor hatte eine 
starke Abteilung Schutzpolizei Stellung bezogen, um die am Pariser Platz 
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gelegene französische Botschaft vor Übergriffen aufgebrachter Demons-
tranten zu schützen.68

Ein passiver Widerstand gegen die Ruhrbesetzung war nur möglich, wenn 
sich die Gewerkschaften zur Kooperation bereitfanden. Denn ohne die Un-
terstützung der Arbeitnehmerorganisationen ließ sich eine wirkungsvolle 
Abwehr im besetzten Gebiet nicht organisieren. Am 8. Januar 1923 hatten 
Reichspräsident Ebert und nach ihm auch Reichskanzler Cuno Spitzenleute 
des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes (ADGB) zu sich ge-
beten, um zu erkunden, welche Gegenmaßnahmen die Gewerkschaften im 
Falle eines Einmarsches planten. Einen Generalstreik zu proklamieren, lehn-
ten die Gewerkschaftsvertreter als «unzweckmäßig» ab, weil er «unter Um-
ständen den Franzosen willkommen sein könnte»: «Zweifellos würde durch 
den Einmarsch ein wirtschaftliches Durchein ander entstehen, und die Fran-
zosen würden selbstverständlich, wenn zur gleichen Zeit die Arbeiterschaft 
in den Streik trete, die Schuld daran auf die Arbeiterschaft abwälzen.» Ande-
rerseits war man sich einig, dass man die Besetzung des Ruhrgebiets nicht 
unbeantwortet lassen dürfe. Unter anderem wurde der Gedanke eines kurz-
fristigen Demonstrationsstreiks erörtert, ein konkreter Beschluss aber noch 
nicht gefasst.69

In einer gemeinsamen Erklärung verurteilten ADGB, der Allgemeine 
Freie Angestelltenbund (Afa-Bund) und der Allgemeine Deutsche Beamten-
bund am 11. Januar den Ruhreinmarsch als «Ausdruck schlimmster imperia-
listischer Gewaltpolitik, die von den organisierten deutschen Arbeitnehmern 
stets bekämpft worden» sei. Arbeiter, Angestellte und Beamte wurden auf-
gefordert, «alles Trennende in ihren Reihen zurückzustellen und den ihnen 
aufgezwungenen Kampf gegen den unersättlichen und kriege rischen Imperi-
alismus geschlossen zu führen».70 Wie dieser Kampf geführt werden sollte, 
erläuterte der Vorsitzende des ADGB, Theodor Leipart, auf einer Sitzung des 
Bundesausschusses am 24. Januar: Mit «möglichst geringem Kräfteaufwand» 
sollte der größtmögliche Effekt erzielt werden. Das hieß, dass sich die Freien 
Gewerkschaften auf das Konzept des passiven Widerstands festlegten, wobei 
sie gleichzeitig den Willen zur Wiedergutmachung betonten und sich von 
nationalistischen Exzessen distanzierten. In den Worten des Sitzungsproto-
kolls: «Lediglich passive Resistenz soll Anwendung finden unter Aufrechter-
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haltung des Erfüllungswillens und unter Ablehnung jedes nationalistischen 
Einschlags.»71

Zwischen Gewerkschaften und Unternehmern herrschte in der Anfangs-
phase der Ruhrbesetzung eine seltene Einmütigkeit. Bereits am 9. Januar 
hatte Stinnes die ADBG-Vertreter über die beabsichtigte Verlegung des 
Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikats, der wirtschaftlichen Schaltstelle 
des Ruhrbergbaus, von Essen nach Hamburg informiert. Damit wurden den 
Besatzern die Unterlagen über Förderverhältnisse, Förderanlagen und Ab-
satzmengen entzogen, die sie benötigten, um direkt auf die Kohle zu greifen 
zu können. Nach Auffassung der «Deutschen Allgemeinen Zeitung» war die-
ser Schritt nicht nur von großer wirtschaftlicher, sondern auch politisch-
psychologischer Bedeutung: «Indem er den einbrechenden Landesfeind um 
seine gierigsten Erwartungen mit einem Schlage prellte, erfüllte er die ge-
samte politische Atmosphäre Deutschlands sofort mit Hochspannung.»72

Hugo Stinnes hatte zwar die Ruhrbesetzung lange kommen sehen, 
dennoch war er, als sie eintrat, ebenso überrascht wie die Reichsregierung. 
Von der Woge antifranzösischer Emotionen ließ auch er sich mitreißen. In 

Reichspräsident Friedrich Ebert spricht in Hamm vor Delegierten aus dem besetzten 
Ruhrgebiet und sichert ihnen die Solidarität des Reiches zu (18. März 1923).
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einem Brief an Emil Kirdorf, den Generaldirektor der Gelsenkirchner Berg-
werks-AG, vom 17. Januar nannte er die patriotische Erregung über den 
Einmarsch «ein Glück für unser Land»: «Wie vor hundert Jahren» beginne 
«sich nunmehr das Volk zusammenzuschließen im gemeinsamen Leid und 
im gemeinsamen Hass.»73 Auch bei den meisten anderen Unternehmern an 
Rhein und Ruhr stieß der von der Regierung Cuno in Ab sprache mit den 
Gewerkschaften verkündete passive Widerstand auf große Sympathien: «Es 
freut mich übrigens, dass unsere Regierung fest geblieben ist und Wider-
stand leistet», schrieb Carl Duisberg, der General direktor und Aufsichts-
ratsvorsitzende der Farbenfabriken vorm. Friedrich Bayer & Co. «Endlich 
einmal Taten statt Worte, selbst auf die Gefahr hin, dass dadurch auch für 
unsere Wirtschaft ein Durcheinander entsteht.»74

Einer der rührigsten Befürworter des passiven Widerstands unter den 
Ruhrindustriellen war Paul Reusch, der Generaldirektor der Gutehoffnungs-
hütte in Oberhausen. Unmittelbar bevor die Franzosen am 11. Januar die 
Stadt besetzten, verlegte er den Firmensitz nach Nürnberg und entzog ihn so 
dem Zugriff der Besatzungsmacht. In den folgenden Wochen war der Kon-
zernherr im ganzen Land unterwegs, um die antifranzösische Stimmung zu 
schüren und den Widerstandsgeist anzustacheln.75

Wie zwischen Gewerkschaften und Unternehmern gab es auch unter den 
Parteien ein hohes Maß an Übereinstimmung. In seinem Aufruf an die 
Mitglieder vom 11. Januar lehnte es der Vorstand der Vereinigten Sozial-
demokratischen Partei zwar ab, sich an den für den 14. Januar geplanten 
öffentlichen Kundgebungen zu beteiligen – stattdessen wollte man in ge-
schlossenen Versammlungen den Protest zum Ausdruck bringen. Im Ton 
aber unterschied sich der Appell kaum vom nationalen Pathos der bürger-
lichen Parteien. Der Einmarsch ins Ruhrgebiet wurde als ein eklatanter 
Bruch des Völkerrechts gebrandmarkt. Er beweise, «dass auch vier Jahre 
nach dem Kriegsende der französische Militarismus, gefolgt von bel gischen 
Hilfstruppen, noch mit den Mitteln des Krieges arbeitet».76 In der Reichs-
tagsdebatte vom 13. Januar bezeichnete Hermann Müller, Mitglied des 
SPD-Parteivorstands und vom März bis Juni 1920 Reichskanzler der Wei-
marer Koalition, den Weg, den Poincaré eingeschlagen habe, als «imperia-
listisches Abenteuer» und Ausfluss einer brutalen Machtpolitik, die gänz-
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lich ungeeignet sei, die Mittel zu beschaffen, die Frankreich für seine 
notleidenden Staatsfinanzen benötige. «Bajonette sind keine Wünschel-
ruten, die anzeigen, wo Goldmilliarden im Boden zu haben sind.»77

In derselben Reichstagssitzung gab Gustav Stresemann im Namen der 
bürgerlichen Fraktionen – DDP, DVP, BVP und DNVP – eine Erklärung 
ab, die in schärfsten Worten Protest einlegte gegen «die Vergewaltigung des 
deutschen Volkes». Keine äußere Bedrohung gebe Frankreich «einen Ent-
schuldigungsgrund für diesen Überfall und diesen Raubzug im deutschen 
Lande». Letztlich ziele die Politik Poincarés auf «die Vernichtung Deutsch-
lands». Dagegen gelte es, fest zusammenzustehen und alle innenpolitischen 
Gegensätze zurückzustellen. «Jede Hoffnung auf Deutschlands Uneinigkeit 
muss zerschellen am einheitlichen deutschen Willen und Wollen.» Auch in 
den folgenden Wochen spielte der DVP-Vorsitzende eine wichtige Rolle un-
ter den Befürwortern einer harten Haltung gegenüber Frankreich, wobei er 
seine Funktion als Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses des Reichstags 
nutzen konnte.78 Dass sich hinter der Fassade der Einigkeit Risse auf taten, 
zeigte sich aber bereits wenige Tage später im Reichstag, als der prominente 
Abgeordnete der DNVP, Karl Helfferich, die Regierung Cuno kritisierte, 
weil sie die diplomatischen Beziehungen zu Frankreich nicht gänzlich ab-
gebrochen und den Vertrag von Versailles für null und nichtig erklärt habe. 
Denn mit der völkerrechtswidrigen Besetzung deutschen Territoriums habe 
Frankreich selbst «den ganzen sogenannten Friedensvertrag in Stücke ge-
rissen».79

Von Anfang an aus der nationalen «Einheitsfront» gegen die Ruhr-
besetzung ausgeschert war der aufstrebende Lokalmatador der völkischen 
Rechten in München, der Vorsitzende der Nationalsozialistischen Deut-
schen Arbeiterpartei (NSDAP), Adolf Hitler. Am Abend des 11. Januar 1923 
hielt er eine Rede im Zirkus Krone, in der er nicht etwa gegen Frankreich, 
sondern gegen die sogenannten «Novemberverbrecher»  – gemeint waren 
Demokraten und Juden – vom Leder zog. Durch ihren «Dolchstoß» in den 
Rücken des deutschen Heeres hätten sie Deutschland wehrlos gemacht 
und der «völligen Versklavung» anheimgegeben. Eine «deutsche Wieder-
geburt nach außen» könne es erst geben, «wenn die Verbrecher zur Verant-
wortung gezogen und ihrem gerechten Schicksal überliefert» würden. Das 
«Geschwätz von der Einheitsfront» sei nur geeignet, die Bevölkerung von 
dieser Aufgabe abzulenken.80 Folgerichtig verweigerte Hitler auch die Teil-
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nahme an einer Kundgebung gegen den «Erbfeind» Frankreich, zu der die 
«vaterländischen Verbände» am 14. Januar in München aufriefen.

Für Theodor Wolff, den Chefredakteur des «Berliner Tageblatts», lautete 
die Parole der Stunde: «Ruhe, Ordnung, Einigkeit und Disziplin», und zwar 
«bis zu dem Augenblick, wo der französische Imperialismus seinen Raub 
wieder herausgeben wird». Gegen dieses Gebot verstieß seiner Ansicht nach 
nicht nur die radikale Rechte, sondern auch die radikale Linke: «Wenn ein 
rechtsradikaler Volkstribun, ohne Widerspruch in den eigenen Reihen her-
vorzurufen, in solcher Zeit erklären darf, es gelte nicht den Kampf gegen 
Frankreich, sondern den Kampf gegen die deutschen Novemberrevolutio-
näre, so genieren sich die Kommunisten erst recht nicht zu verkünden, die 
‹Bourgeoisie› sei der Feind. Wobei sie wenigstens auch die französische 
Bourgeoisie in ihre Ablehnung einschließen (…).»81

Tatsächlich waren die deutschen Kommunisten der Überzeugung, dass 
der Kampf an zwei Fronten geführt werden müsse: gegen die französische 
und die deutsche Bourgeoisie. Deshalb setzte die Zentrale der KPD in 
 einem Aufruf an das deutsche Proletariat vom 22. Januar der Aufforderung 
zum passiven Widerstand die Parole entgegen: «Schlagt Poincaré und Cuno 
an der Ruhr und an der Spree!» Die französischen Kapitalisten seien «um 
keinen Deut besser als die deutschen, und die Bajonette der franzö sischen 
Besatzungstruppen (…) nicht weniger scharf als die der Reichswehr», hieß 
es. Dementsprechend wurden die Arbeiter des Ruhrgebiets aufgefordert, 
«den Abwehrkampf gegen die französischen Besatzungs behörden mit voller 
Energie zu führen», aber nur dort, wo Arbeiterrechte auf dem Spiel stünden. 
Nur wenn die Arbeiterschaft als «selbständige Kraft», getrennt von der 
 deutschen Bourgeoisie, auftrete, könne sie der Gefahr entgehen, dem 
 «nationalistischen Taumel» zu erliegen, und nur  dadurch könne sie auch die 
Unterstützung der internationalen Arbeiterklasse, vor allem der französischen 
Arbeiter, gewinnen.82

Allerdings hielt sich die Solidarität der Kommunistischen Partei Frank-
reichs (PCF) mit den deutschen Klassenbrüdern in Grenzen. Zu einer wir-
kungsvollen Aktion gegen die Ruhrbesetzung vermochte sie die franzö sische 
Arbeiterschaft nicht zu mobilisieren. Und auch die deutschen Kommunis-
ten mussten sehr bald die Erfahrung machen, dass der von  ihnen propa-
gierte revolutionäre Kampf nach zwei Seiten unter der Arbeiterschaft im 
besetzten Gebiet weitgehend ungehört verhallte. In der Konsequenz sollte 
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die KPD-Führung ihre Propaganda bald in erster Linie gegen die fremde 
Besatzungsmacht richten.83

Manche Beobachter sahen in den ersten Wochen der Ruhrbesetzung bereits 
einen neuen Krieg zwischen Frankreich und Deutschland heraufziehen. 
Und der Chef der Heeresleitung, General Hans von Seeckt, tat einiges, um 
Öl ins Feuer zu gießen. Durch seinen «frechen Einfall» habe Frankreich «das 
Friedensdiktat zerrissen und uns in den Befreiungskrieg hineingezwungen», 
erklärte er am 15. Januar in einem Aufruf im «Militärwochenblatt».84 Frei-
lich wusste Seeckt nur zu gut, dass er mit der auf 100 000 Mann reduzier-
ten Reichswehr einen militärischen Konflikt mit dem westlichen Nachbarn 
nicht riskieren konnte. In der «Vossischen Zeitung» mahnte auch Chef-
redakteur Georg Bernhard zur Zurückhaltung: Niemand zweifle daran, 
dass, wenn das Volk zu den Waffen gerufen werde, «der Strom der Begeiste-
rung Millionen Männer aller Lebensalter zu den Werbeplätzen führen» 
würde. Aber so leichtfertig dürfe keine deutsche  Regierung sein: «Wie will 
jetzt das entwaffnete, von höchster Finanznot heimgesuchte deutsche Volk 
einen Krieg gegen die intakte Kampfmaschine seiner Gegner führen?»85

War also im Westen an eine offene Gegenwehr nicht zu denken, so galt 
das nicht für die Grenze im Osten. Sollte Polen die Ruhrokkupation nutzen, 
um seinerseits deutsche Gebiete zu besetzen, dann – darin waren sich Regie-
rung und Öffentlichkeit einig – sollte Deutschland sich auch militärisch zur 
Wehr setzen. «Wenn das Reich im Westen nicht Widerstand leisten kann, so 
ist damit nicht auch gesagt, dass wir den Osten einem Einbruch schutzlos 
preisgeben würden», verkündete Reichskanzler Cuno in einer Rede vor den 
Ministerpräsidenten der Länder am 12. Januar.86 Eine ähnliche Versicherung 
gab Seeckt dem deutschen Botschafter in Warschau, Ulrich von Rauscher: 
Sollte Frankreich Polen drängen, in Ostpreußen und Oberschlesien ein-
zufallen, dann würde eine solche Aggression mit allen Mitteln abgewehrt 
werden.87

Insgeheim betrieb die militärische Führung sehr zielstrebig den Aufbau 
einer illegalen «Schwarzen Reichswehr», unter anderem durch Rekrutierung 
von Zeitfreiwilligen und durch eine Zusammenarbeit mit den formell auf-
gelösten, faktisch aber vielerorts weiterexistierenden Wehrverbänden der 
Rechten. Am 30. Januar 1923 schloss das Reichswehrministerium eine förm-
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liche Vereinbarung mit dem preußischen Innenminister, dem SPD-Politiker 
Carl Severing, in dem dieser die Unterstützung der preußischen Verwal-
tungsstellen in Fragen des «Landesschutzes» zusagte. Die Hoffnung Seve-
rings, die Reichswehr mit diesem Abkommen daran zu hindern, weiterhin 
gemeinsame Sache mit den paramilitärischen Verbänden der Rechten zu 
machen, sollte sich allerdings nicht erfüllen.88 Darüber  hinaus richteten die 
deutschen Militärs ihre Blicke auf die Sowjetunion. Im Februar 1923 machte 
sich eine Delegation des Reichswehrministeriums auf den Weg nach Mos-
kau, um die Möglichkeiten einer engeren rüstungswirtschaftlichen Koope-
ration zu sondieren. Waren die Ergebnisse zunächst noch nicht sehr viel-
versprechend, so war damit doch ein neues Kapitel in den militärischen 
Beziehungen zwischen beiden Ländern aufgeschlagen.89

Auch wenn die Regierung Cuno eine militärische Antwort auf die Ruhr-
besetzung ausschloss, besaß sie im Rahmen der Politik des passiven Wider-
stands einige Mittel, um die Besatzungsmächte empfindlich zu treffen. Noch 
am Tag des Einmarsches wies Ernst Stutz, der Reichskommissar für die Koh-
leverteilung, die Zechenbesitzer an, die Kohlelieferungen an Frankreich und 
Belgien einzustellen. Auf Befehl des Generals Degoutte und des Präsidenten 
der MICUM, Coste, die Lieferungen wiederaufzunehmen, antworteten die 
Zechenvertreter am 17. Januar, niemand könne gezwungen werden, «gegen 
sein Vaterland zu handeln und eine ehrlose Handlung zu begehen».90 Zwei 
Tage später untersagte die Regierung allen Beamten, den Anordnungen der 
Besatzungsmächte Folge zu leisten. Das galt auch für das Personal der Reichs-
bahn und die Bediensteten von Reichspost und Telegraphenverwaltung.91 
Der Sinn der Maßnahmen war, wie in der Kabinettssitzung vom 22. Januar 
festgestellt wurde, «der Besatzungsmacht Schwierigkeiten» zu bereiten, «wo 
und wie man könne».92

Diese Strategie war zunächst durchaus erfolgreich. In den ersten  Wochen 
des Ruhrkampfs sah alles danach aus, dass der Versuch Frankreichs, die 
Kohlegruben als «produktive Pfänder» in Besitz zu nehmen, misslingen 
würde. Von der Einstellung der deutschen Lieferungen waren vor allem die 
Eisen- und Stahlwerke in Lothringen und im Gebiet Longwy-Nancy betrof-
fen, die auf Ruhrkohle angewiesen waren.93 «Der erste Monat hat für die 
französische Regierung mit einem schweren Defizit geschlossen», zog Fried-
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rich Stampfer, der Chefredakteur des sozialdemokratischen «Vorwärts», 
 Bilanz. «Sie hat im Gegensatz zu der Zeit vor dem Einmarsch, in der sie aus 
dem Bezug der Reparationskohle mühelose Einnahmen  erzielte, im ersten 
Monat ihres Abenteuers aus dem Ruhrrevier keine Gewinne erzielt, sondern 
nur Ausgaben für militärische Operationen in noch unbekanntem Ausmaß 
bestreiten müssen.» Größer als die finanziellen Verluste seien aber die mora-
lischen. Frankreich habe durch sein Vorgehen viele Sympathien in der Welt 
eingebüßt. «Reitpeitsche, Bajonett und  Revolver sind nun einmal keine 
Mittel, um Menschen zur Liebe zu er ziehen.»94

Die Frage war allerdings, wie lange der passive Widerstand durchge halten 
werden konnte. Anfang Februar 1923 reiste Reichskanzler Cuno in geheimer 
Mission ins besetzte Ruhrgebiet, um sich ein Bild von der Lage zu machen. 
In Besprechungen mit Vertretern der Industrie und der Arbeiterschaft 
machte er deutlich, dass der Zeitpunkt für Verhandlungen noch nicht ge-
kommen sei. Vielmehr müsse man den Abwehrkampf solange fortsetzen, bis 
die Franzosen selbst zur Einsicht kämen, «dass sie mit diesem ganzen Unter-
nehmen ein Fiasko erlitten haben».95 Nach seiner Rückkehr äußerte sich der 
Reichskanzler im Kabinett zufrieden über seine  Eindrücke: «Es stehe an der 
Front gut. Er habe von allen Kreisen die übereinstimmende Versicherung 
erhalten, dass man durchhalten werde, insbesondere hätten auch die Arbei-
tervertreter sich in diesem Sinne geäußert.» Als besonders wichtig bezeich-
nete der Kanzler, dass die Bevölkerung im besetzten Gebiet ausreichend mit 
Lebensmitteln versorgt werde, denn davon hänge «der günstige Ausgang des 
Widerstandes in erster Linie» ab.96

In der ersten Zeit des Ruhrkampfs erfreute sich Cuno eines großen Rück-
halts in der Bevölkerung. Dass er sich persönlich ins besetzte Gebiet bege-
ben hatte – was nicht ganz ohne Risiko war –, trug ihm Sympathien auch in 
Arbeiterkreisen ein.97 Während eines Besuchs in München und Stuttgart im 
März 1923 wurden dem Reichskanzler förmliche Ovationen bereitet. Auch 
bei dieser Gelegenheit betonte Cuno, dass von Verhandlungen mit Frank-
reich erst die Rede sein könne, wenn zuvor das besetzte Ruhrgebiet «vor-
behaltlos» geräumt sei.98 Allerdings war diese Position schon nicht mehr 
unumstritten. So hatte Gustav Krupp von Bohlen und Halbach, der Chef 
der Krupp-Werke in Essen, bereits in einem Gespräch mit Harry Graf 
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Kessler Anfang Februar 1923 bemängelt, dass die Regierung kein neues 
 Angebot an Frankreich in der Reparationsfrage gemacht habe. Der passive 
Widerstand sei zwar nötig und solle energisch durchgeführt werden, gleich-
zeitig aber müsse die Regierung alles tun, um nach Verhandlungsmöglich-
keiten zu suchen.99 Auch der Vorsitzende des ADGB, Theodor Leipart, 
drängte den Reichskanzler in einer Unterredung Ende Februar 1923, öffent-
lich seine Bereitschaft zu Verhandlungen zu erklären. Mit der Auskunft 
 Cunos, er könne «unter dem Druck der Bajonette nicht verhandeln», gab er 
sich nicht zufrieden.100

Dem Ruf nach Verhandlungen lag die realistische Einschätzung zu-
grunde, dass Frankreich am längeren Hebel saß und über die stärkeren 
Druckmittel verfügte. Der spanische Korrespondent in Berlin, Eugeni Xam-
mar, der im Auftrag seiner in Barcelona erscheinenden Zeitung «La Veu de 
Catalunya» im Februar und März 1923 das besetzte Ruhrgebiet bereiste, war 
beeindruckt von der Entschlossenheit, mit der die Bevölkerung der Besat-
zungsmacht trotzte. Nach seiner Rückkehr berichtete er, dass der Wider-
standsgeist «ungebrochen» sei, prophezeite aber zugleich, dass Deutschland 
den «Krieg an der Ruhr» verlieren würde, faktisch habe es ihn «vom ersten 
Tag an verloren».101

Gegenmaßnahmen der Besatzungsmächte

Die französische Regierung hatte die Heftigkeit der deutschen Gegenwehr 
unterschätzt. Der drohende Fehlschlag der Intervention machte die Ruhrbe-
setzung erst recht zu einer Frage des nationalen Prestiges. Nichts lag ihr in 
dieser Situation ferner als der Gedanke an einen Rückzug. «Ohne an Erobe-
rungen oder Annexionen zu denken, aber entschlossen, sich die  Sicherungen 
und gerechten Reparationen aufgrund der Friedensverträge zu erzwingen, 
wird Frankreich durch nichts sich von seinem Standpunkt abbringen lassen», 
verkündete Staatspräsident Millerand am 22. Februar.102 Um den passiven 
Widerstand zu brechen, ließen sich die Besatzungsmächte eine ganze Reihe 
von zum Teil drastischen Sanktionen einfallen. Am 26. Januar stellte die Re-
parationskommission auf französischen Antrag fest, dass Deutschland mit 
der Aussetzung aller Reparationslieferungen gegen den Versailler Vertrag ver-
stoßen habe und damit der Antrag auf ein Moratorium hinfällig geworden 
sei. Stattdessen sollte der Londoner Zahlungsplan vom Mai 1921 mit der Ge-
samtforderung von 132 Goldmark wieder in Kraft treten.103
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Am 29. Januar rief General Degoutte, der Oberbefehlshaber der Besat-
zungstruppen, den «verschärften Belagerungszustand» aus: Jeder Sabotage-
versuch werde mit Waffengewalt beantwortet und jede Kundgebung ebenso 
rigoros unterdrückt.104 Unternehmer, die sich den französischen Anordnun-
gen widersetzten, mussten mit harten Strafen rechnen. Besonderes Aufsehen 
erregte die Verhaftung des Industriellen Fritz Thyssen und fünf weiterer 
Bergwerksdirektoren am 20. Januar, weil sie sich geweigert hatten, Kohle an 
die Besatzungsmächte zu liefern. Ein Kriegsgericht in Mainz verurteilte sie 
zu hohen Geldstrafen.105 Im Anschluss an die Urteilsverkündung kam es in 
Mainz zu spontanen Solidaritätsbekundungen zumeist jugend licher De-
monstranten, die mit Liedern wie «Siegreich wollen wir Frankreich schlagen» 
durch die Straßen zogen und französische Sol daten mit Steinen be warfen.106

Auch Beamte, die eine Zusammenarbeit mit den Besatzern verweigerten, 
wurden in großer Zahl festgenommen und aus dem Besatzungsgebiet abge-
schoben. Insgesamt wurden bis zum Oktober 1923 rund 140 000 Personen, 
darunter 37 000 Beamte, häufig mitsamt ihren Familien ausgewiesen – eine 
Maßnahme, die für große Erbitterung sorgte.107 «Dergleichen macht man 
sonst mit Landstreichern, nichtlegitimierten Eindringlingen, gefähr lichen 
politischen Agenten fremder Staaten und dergleichen (…)», kommentierte 
die «Vossische Zeitung» unter der Schlagzeile «Der Terror im Ruhrgebiet». 
Doch die Franzosen täuschten sich, wenn sie glaubten, «die zurückgebliebe-
nen Beamten zu zermürben, indem sie eine Anzahl Widerspenstiger aus ihrer 
Mitte nehmen».108 In einer Besprechung in der Reichskanzlei am 24. Januar 
hatten Vertreter der Beamtenorganisationen ver sichert, dass «die Beamten-
schaft geschlossen hinter Regierung und Volk» trete. Es handele sich bei dem 
Kampf an der Ruhr «um die letzte Phase des Weltkrieges, um einen Krieg 
mit andern, nämlich mit wirtschaftlichen Mitteln»: «Wer hier unterliege, 
habe den Weltkrieg endgültig verloren.»109

Nachdem Reichskanzler Cuno und der preußische Innenminister Seve-
ring das besetzte Gebiet besucht hatten, verhängte Degoutte im Februar 
1923 ein Einreiseverbot für alle Reichsminister und Minister der deutschen 
Länder.110 Angesichts der Rechtsunsicherheit entschloss sich der DVP-Vor-
sitzende Gustav Stresemann, obwohl kein Minister, zu einer  besonderen 
Vorsichtsmaßnahme, als er am 21. Februar Dortmund einen Besuch abstat-
tete: Er ließ sich einen falschen Personalausweis unter dem Namen «Fried-
rich Erlenkamp» und der Berufsangabe: «Versicherungs-Inspektor» ausstel-



len. «Wer uns das Rheinland und Westfalen nehmen wollte, würde uns das 
Herz nehmen», rief er in einer Rede aus. «Wehe dem, der nicht wüsste, dass 
es sich jetzt um die Zukunft Deutschlands handelt.»111

Die Besatzungsmächte verfügten über ein ganzes Arsenal von Möglich-
keiten, um den Druck auf die Reichsregierung und die deutsche Bevölke-
rung Schritt für Schritt zu erhöhen. Besonders einschneidend wirkte sich 
die Errichtung einer Zollgrenze zwischen dem besetzten und dem unbesetz-
ten Gebiet aus. Ende Januar 1923 wurde der Export von Kohle ins Reich 
verboten. «Das bedeutet den zweiten Akt der französischen ‹Sank tionen›, 
wie man jetzt ja solche Gewaltmaßnahmen mit einem schönen Fremdwort 
zu bezeichnen pflegt», entrüstete sich die «Vossische Zeitung». «Wenn es 
 gelingt, die Kohlenzufuhr aus dem Ruhrgebiet zu unterbinden, so muss 
Deutschland schwer um den Ersatz kämpfen, der es ihm ermöglicht, wenigs-
tens einigermaßen den Gang des wirtschaftlichen  Lebens aufrechtzu-
erhalten.»112 Als Folge der wirtschaftlichen Abtrennung des Ruhrgebiets vom 
übrigen Deutschland sollten sich bald ernste Versorgungsengpässe auch für 
die industrielle Produktion im Reich ergeben.

Da sich die Eisenbahner geweigert hatten, für die Okkupanten zu 
 arbeiten, übernahmen diese die Bahnen im besetzten Gebiet in eigene  Regie. 
Das Personal rekrutierten sie vor allem aus den nach dem Krieg an Frankreich 
zurückgefallenen Provinzen Elsass und Lothringen. Es war mit der Bedienung 
der deutschen Maschinen vertraut und konnte sich mit der Bevölkerung ver-
ständigen. Die auf Halde liegenden Kohlebestände konnten in wachsendem 
Maße abtransportiert werden. Damit war der anfänglich so wirksame passive 
Widerstand an einer wichtigen Stelle durch brochen worden.113 Zunehmend 
gingen die Besatzungsmächte dazu über, Betriebe in  eigene Kontrolle zu neh-
men und Belegschaften auszusperren. Ausländische Arbeitskräfte, darunter 
polnische Bergleute, wurden angeworben, um stillgelegte Kohlegruben wie-
der in Betrieb zu nehmen. Die Zeit arbeitete erkennbar für Frankreich. Von 
Woche zu Woche zeichnete sich deutlicher ab, dass Poincaré drauf und dran 
war, die «produktiven Pfänder» doch noch produktiv zu machen.

_________________________________________
Mehr Informationen zu diesem und vielen weiteren
Büchern aus dem Verlag C.H.Beck finden Sie unter:
www.chbeck.de

https://www.chbeck.de/33757020
https://www.chbeck.de/

